
 

  

S 47 KR 717/12

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Statusfeststellungsverfahren
Leitsätze Statusfeststellung

§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X kann in einem
Statusfeststellungsverfahren keine
Anwendung finden, weil in diesem
Zusammenhang weder Sozialleistungen
zu Unrecht nicht erbracht noch Beiträge
zu Unrecht erhoben worden sind.
Bei der Prüfung des § 44 Abs. 2 Satz 2
SGB X ist zu beachten, dass die
Beurteilung von
Versicherungsverhältnissen rückwirkend
grundsätzlich nicht geändert werden soll.

Normenkette § 44 SGB X
§ 7a SGB IV

1. Instanz

Aktenzeichen S 47 KR 717/12
Datum 10.06.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 KR 202/16
Datum 13.01.2021

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom
10. Juni 2016 sowie der an die KlÃ¤gerin gerichtete Bescheid der Beklagten vom 22.
Februar 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2013
abgeÃ¤ndert; es wird festgestellt, dass der Beigeladene zu 1 als Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1. Januar 2011 bis 31. Oktober
2013 nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und sozialen

                             1 / 25

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7a.html


 

Pflegeversicherung unterlag.

II. Im Ã�brigen wird die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgewiesen.

III. Die KlÃ¤gerin hat auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

IV. Der Streitwert wird auch fÃ¼r das Berufungsverfahren auf 10.000,00 EUR
festgesetzt.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die Feststellung, der Beigeladene zu 1 sei in der Zeit vom 1.
September 2010 bis 13. August 2014 (zum Endzeitpunkt siehe
Handelsregisterauszug HRB. vom 5. November 2020) als selbststÃ¤ndiger
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r sie tÃ¤tig gewesen und habe nicht der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-, sozialen Pflege- und gesetzlichen
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlegen.

Die KlÃ¤gerin ist eine am 31. August 2010 von dem Beigeladenen zu 1, Y â�¦, X â�¦,
W â�¦, V â�¦ und U â�¦ gegrÃ¼ndete Gesellschaft mit beschrÃ¤nkter Haftung, deren
Unternehmensgegenstand "die Planung von Werbekampagnen, insbesondere die
Platzierung der Werbung in Print- und Onlinemedien, Beratungsdienstleistungen
fÃ¼r Unternehmen, die Vermarktung von WerbeflÃ¤chen sowie alle damit
zusammenhÃ¤ngenden GeschÃ¤fte" ist (Â§ 2 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages
vom 31. August 2010). Das Stammkapital der Gesellschaft betrug 27.000,00 EUR,
wovon jeder Gesellschafter einen Anteil von 4.500,00 EUR hielt (Â§ 5 Abs. 1 des
Gesellschaftsvertrages vom 31. August 2010, Liste der Gesellschafter und der
Ã¼bernommenen GeschÃ¤ftsanteile vom 31. August 2010). Zu
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern wurden der Beigeladene zu 1 und U â�¦ bestellt (II des
GrÃ¼ndungsvertrages). Sie durften die Gesellschaft stets allein vertreten und
waren von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB)
befreit.

Die KlÃ¤gerin wurde am 22. September 2010 ins Handelsregister B des
Amtsgerichts A â�¦ â�� Registergericht â�� eingetragen (Handelsregisterauszug
HRB. vom 5. November 2020).

Im Gesellschaftsvertrag vom 31. August 2010 war ferner unter anderem
ausgefÃ¼hrt:

"Â§ 6 VerÃ¤uÃ�erung von GeschÃ¤ftsanteilen 1) Zur VerÃ¤uÃ�erung oder Belastung
von GeschÃ¤ftsanteilen oder von Teilen von GeschÃ¤ftsanteilen und zum Abschluss
von StimmrechtsbindungsvertrÃ¤gen ist die Zustimmung sÃ¤mtlicher
Gesellschafter erforderlich. Dies gilt auch fÃ¼r schuldrechtliche Vereinbarungen
oder einseitige Verpflichtungen, die einer Abtretung wirtschaftlich gleichkommen,
wie insbesondere TreuhandvertrÃ¤ge sowie die EinrÃ¤umung von
Unterbeteiligungen. Die Zustimmung kann insbesondere davon abhÃ¤ngig gemacht
werden, dass die Erwerber die weiteren Vereinbarungen, die zwischen den
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Gesellschaftern bestehen, gegen sich gelten lassen â�¦ Â§ 10
Gesellschafterversammlung 1) BeschlÃ¼sse der Gesellschaft werden mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht gesetzlich oder im
Gesellschaftsvertrag andere Mehrheiten vorgeschrieben sind â�¦ Â§ 11 Einziehung
von GeschÃ¤ftsanteilen â�¦ 2) Die Einziehung erfolgt durch Beschlussfassung der
Gesellschafterversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der
betroffene Gesellschafter hat dabei kein Stimmrecht â�¦"

Am 10. MÃ¤rz 2011 schlossen die KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 1 einen
"Anstellungsvertrag fÃ¼r Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer". Dort war unter
anderem ausgefÃ¼hrt:

"Â§ 1 GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungs- und Vertretungsbefugnis

1) Herr C â�¦ wird mit Wirkung vom 1. September 2010 zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
Gesellschaft bestellt und ist berechtigt und verpflichtet, die Gesellschaft gerichtlich
und auÃ�ergerichtlich allein zu vertreten â�¦ Â§ 2 Zustimmungspflichtige
GeschÃ¤fte

1) Die Befugnis des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers umfasst die Vornahme aller MaÃ�nahmen,
die der gewÃ¶hnliche GeschÃ¤ftsbetrieb der Gesellschaft mit sich bringt.

2) FÃ¼r darÃ¼ber hinaus gehende MaÃ�nahmen bedarf der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversammlung nur in den in der Satzung
geregelten FÃ¤llen.

Â§ 3 Pflichten und Verantwortlichkeit

1) Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat die GeschÃ¤fte der Gesellschaft mit der Sorgfalt
eines ordentlichen GeschÃ¤ftsmannes zu fÃ¼hren und die ihm durch Gesetz,
Satzung und diesen Vertrag obliegenden Pflichten genau und gewissenhaft zu
erfÃ¼llen â�¦ Â§ 4 Haftung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers â�¦ 2) Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
haftet gegenÃ¼ber der Gesellschaft nicht, sofern und soweit er auf ausdrÃ¼ckliche
Weisung der Gesellschafter tÃ¤tig geworden ist.

Â§ 5 Arbeitszeit

1) Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat seine volle Arbeitskraft und alle FÃ¤higkeiten und
Kenntnisse in den Dienst der Gesellschaft zu stellen.

2) An eine bestimmte Arbeitszeit ist der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer nicht gebunden. Er ist
jedoch gehalten, jederzeit, wenn und soweit es das Wohl der Gesellschaft erfordert,
zur Dienstleistung zur VerfÃ¼gung zu stehen â�¦ Â§ 7 VergÃ¼tung

1) Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer erhÃ¤lt fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit ein festes, jeweils am
Monatsende zu zahlendes Gehalt in HÃ¶he von 3.500,00 Euro brutto, erstmals
zahlbar fÃ¼r MÃ¤rz 2011.
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2) DarÃ¼ber hinaus erhÃ¤lt der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eine Tantieme, â�¦ Â§ 8
VergÃ¼tung bei Dienstverhinderung und Tod

1) Im Falle der Erkrankung oder sonstiger unverschuldeter Dienstverhinderung hat
der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r die Dauer von 6 Wochen Anspruch auf Fortzahlung
seiner vertragsmÃ¤Ã�igen BezÃ¼ge â�¦ Â§ 10 Jahresurlaub

1) Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat Anspruch auf 30 Arbeitstage bezahlten Urlaub
(Samstag ist kein Arbeitstag) â�¦ Â§ 11 Vertragsdauer und KÃ¼ndigung

1) Dieser Vertrag tritt mit Wirkung vom 1. September 2010 in Kraft â�¦ 3) Das Recht
zu einer auÃ�erordentlichen KÃ¼ndigung des Vertrages aus wichtigem Grund bleibt
unberÃ¼hrt.

4) Ein wichtiger Grund liegt fÃ¼r die Gesellschaft insbesondere vor, wenn â�¦ c) der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer MaÃ�nahmen gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 vornimmt ohne die
vorherige Zustimmung der Gesellschafterversammlung und der Gesellschaft
dadurch ein Schaden entsteht oder der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer trotz Abmahnung
wiederholt solche VerstÃ¶Ã�e begeht;

d) der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer schwere VerstÃ¶Ã�e gegen besondere Anweisungen der
Gesellschafterversammlung begeht, es sei denn, dass diese ein gesetzwidriges
Verhalten des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers fordern; â�¦"

Durch Gesellschafterbeschluss vom 10. MÃ¤rz 2011 wurden folgende
Entscheidungen einstimmig gefasst:

"1. Anstellungsvertrag fÃ¼r Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer C â�¦

2. Anstellungsvertrag fÃ¼r Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer U â�¦

3. Den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern wird der Anspruch auf Tantieme fÃ¼r das
GeschÃ¤ftsjahr 2011 als zusÃ¤tzliche Motivation in der GrÃ¼ndungsphase
ungequotelt zugebilligt, da es sich bei ihnen um keine beherrschenden
Gesellschafter im Sinne des Steuerrechts handelt."

Der Beigeladene zu 1 stellte bei der Beigeladenen zu 4 im MÃ¤rz 2011 einen Antrag
auf Feststellung der Rentenversicherungspflicht als selbststÃ¤ndig TÃ¤tiger in
Bezug auf seine TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin mit einer tatsÃ¤chlichen
durchschnittlichen wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 55 Stunden. Die Beigeladene zu
4 sah darin einen gleichzeitigen Antrag auf Statusfeststellung nach Â§ 7a Abs. 1
Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) und bat die Beklagte mit Schreiben vom 30.
MÃ¤rz 2011 um DurchfÃ¼hrung eines Statusfeststellungsverfahrens. Wegen der
aus ihrer Sicht bestehenden Vorgreiflichkeit dieses Verfahrens sah sie selbst von
der Einleitung eines Verfahrens zur Feststellung einer BeschÃ¤ftigung ab.

Am 26. April 2011 stellte der Beigeladene zu 1 bei der Beklagten einen fÃ¶rmlichen
"Antrag auf Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Status" in Bezug auf
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seine bei der KlÃ¤gerin ab "31.08.2010" ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Dabei gab er unter anderem an, sein regelmÃ¤Ã�iges
Jahresarbeitsentgelt aus abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung werde die
Jahresarbeitsentgeltgrenze im Jahre 2011 (49.500,00 EUR) voraussichtlich nicht
Ã¼bersteigen. Auch in den drei letzten Kalenderjahren hÃ¤tten seine
regelmÃ¤Ã�igen Jahresarbeitsentgelte aus abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung die
jeweilige Arbeitsentgeltgrenze nicht durchgÃ¤ngig Ã¼berschritten. Er sei als
ordentlich Studierender an einer Hochschule oder einer Fachschule im neunten
Fachsemester immatrikuliert.

Mit Schreiben vom 5. August 2011 hÃ¶rte die Beklagte die KlÃ¤gerin und den
Beigeladenen zu 1 zur Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Status als
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seit dem 1. September 2010 an. Es sei
beabsichtigt, Bescheide Ã¼ber das Vorliegen einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung zu
erlassen. Weiterhin sei beabsichtigt, bezÃ¼glich dieser BeschÃ¤ftigung
Versicherungspflicht in der Pflege- und Rentenversicherung festzustellen, weil sich
aus den vorliegenden Unterlagen keine TatbestÃ¤nde ergÃ¤ben, die die
Versicherungspflicht ausschlÃ¶ssen oder Versicherungsfreiheit begrÃ¼ndeten
beziehungsweise weil keine Befreiung von der Versicherungspflicht bestehe. In der
Krankenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung bestehe in der
ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung jeweils Versicherungsfreiheit, weil der Beigeladene
zu 1 ordentlich Studierender einer Hochschule oder einer der fachlichen Ausbildung
dienenden Schule sei (Â§ 6 Abs. 1 Nr. 3 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch [SGB V], 
Â§ 27 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Drittes Buch Sozialgesetzbuch [SGB III]). Der Beigeladene
zu 1 sei als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer an der KlÃ¤gerin beteiligt. Nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) liege ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zur GmbH vor, wenn die Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer funktionsgerecht dienend am Arbeitsprozess der GmbH
teilhÃ¤tten, fÃ¼r ihre BeschÃ¤ftigung ein entsprechendes Arbeitsentgelt erhielten
und keinen maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft kraft ihrer
Anteile am Stammkapital geltend machen kÃ¶nnten. MaÃ�geblichen Einfluss auf die
Geschicke der Gesellschaft hÃ¤tten Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer nur dann,
wenn sie fÃ¼r BeschlÃ¼sse der Gesellschafter Ã¼ber eine Stimmenmehrheit oder
Ã¼ber eine gesellschaftsvertraglich vereinbarte SperrminoritÃ¤t verfÃ¼gten.
Vorliegend bestehe ein gesonderter Arbeitsvertrag, welcher die Mitarbeit in der
Gesellschaft regele und arbeitsvertraglich typische Regelungen zum
Urlaubsanspruch, Ã¼ber die Fortzahlung des Arbeitsentgelts und zur KÃ¼ndigung
enthalte. FÃ¼r die TÃ¤tigkeit erhalte der Beigeladene zu 1 eine VergÃ¼tung von
3.500,00 EUR monatlich und damit ein fÃ¼r die TÃ¤tigkeit Ã¼bliches
Arbeitsentgelt. Auf Grund seines Anteils am Stammkapital von 16,67 % kÃ¶nne er
keinen maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft nehmen, da
BeschlÃ¼sse der KlÃ¤gerin mit einfacher Mehrheit gefasst wÃ¼rden und sich das
Stimmrecht des einzelnen Gesellschafters nach der HÃ¶he seines GeschÃ¤ftsanteils
richte. Durch den Gesellschaftsvertrag sei dem Beigeladenen zu 1 keine
SperrminoritÃ¤t eingerÃ¤umt. Er verfÃ¼ge auch nicht allein Ã¼ber die fÃ¼r die
FÃ¼hrung des Unternehmens notwendigen Branchenkenntnisse. Er unterliege
hinsichtlich der AusfÃ¼hrung der zu erbringenden Leistung den EinschrÃ¤nkungen
durch die Gesellschafterversammlung. SchlieÃ�lich sei er nicht zum alleinigen
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Gesellschaft bestellt. FÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
sprÃ¤chen lediglich die Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot nach Â§ 181
BGB, die Einzelvertretungsberechtigung und die gewinnabhÃ¤ngige
Tantiemenzahlung. Nach GesamtwÃ¼rdigung aller zur Beurteilung der jeweiligen
TÃ¤tigkeit relevanten Tatsachen Ã¼berwÃ¶gen die Merkmale fÃ¼r ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis.

Am 16. August 2011 verÃ¤uÃ�erte U â�¦ seinen Anteil am Stammkapital der
KlÃ¤gerin von 4.500,00 EUR an die fÃ¼nf Ã¼brigen Gesellschafter; jeder von ihnen
erwarb einen zusÃ¤tzlichen Anteil am Stammkapital von 900,00 EUR. Jeder der
fÃ¼nf Ã¼brigen Gesellschafter hielt nunmehr einen Anteil am Stammkapital der
KlÃ¤gerin von 5.400,00 EUR.

Durch Schreiben vom 29. August 2011 machte der Beigeladene zu 1 insbesondere
geltend, seit 1. Juli 2011 alleiniger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu sein, weil U
â�¦ mit Wirkung vom 30. Juni 2011 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer abberufen worden sei.
â�� Dies war ausweislich Blatt 131 der Verwaltungsakte der Beklagten tatsÃ¤chlich
der Fall. â�� DarÃ¼ber hinaus sei er im Hinblick auf Arbeitsort, -zeit und
ausÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit vÃ¶llig frei. Er verfÃ¼ge nunmehr allein Ã¼ber die
zur FÃ¼hrung des Unternehmens notwendigen Branchenkenntnisse.

Mit Schreiben vom 7. November 2011 stellte der Beigeladene zu 1 klar, fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin tÃ¤glich mehr Arbeitsstunden aufzuwenden (an den
Werktagen jeweils neun Stunden, an den Wochenenden jeweils fÃ¼nf Stunden
tÃ¤glich) als fÃ¼r die Anfertigung seiner Diplomarbeit (fÃ¼nf Stunden tÃ¤glich) im
Rahmen seines Studiums. Im Sommersemester 2010 und im Wintersemester
2010/2011 war er beurlaubt.

Mit an die KlÃ¤gerin gerichtetem Bescheid vom 22. November 2011 stellte die
Beklagte â�� insoweit im Wesentlichen unter Beibehaltung ihrer bisherigen
Argumentation â�� fest, der Beigeladene zu 1 Ã¼be seine TÃ¤tigkeit als
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin seit 1. September 2010 im
Rahmen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses aus. Die vom
Beigeladenen zu 1 in seinem Schreiben vom 29. August 2011 aufgefÃ¼hrten
GrÃ¼nde fÃ¼hrten nicht zu einer anderen Entscheidung. In Abweichung zu der im
Rahmen der AnhÃ¶rung geÃ¤uÃ�erten EinschÃ¤tzung stellte die Beklagte nunmehr
fest, es bestehe ab 1. September 2010 Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung. Eine
ErlÃ¤uterung der neuen Sichtweise erfolgte nicht. Da der Antrag auf
Statusfeststellung fÃ¼r die am 1. September 2010 aufgenommene BeschÃ¤ftigung
am 23. MÃ¤rz 2011 gestellt worden sei, lÃ¤gen die Voraussetzungen des Â§ 7a Abs.
6 Satz 1 SGB IV fÃ¼r einen spÃ¤teren Beginn der Versicherungspflicht nicht vor.

Ein inhaltlich identischer Bescheid vom 22. November 2011 erging auch
gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1.

Am 1. Februar 2012 schlossen die KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 1 einen
"GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag", der den bisherigen "Anstellungsvertrag fÃ¼r
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Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer" vom 10. MÃ¤rz 2011 ersetzte (Â§ 9 Abs. 2 und
Abs. 3 Satz 2 des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages vom 1. Februar 2012). Im
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag vom 1. Februar 2012 hieÃ� es unter anderem:

"Â§ 1 Aufgaben und Pflichten

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼hrt die GeschÃ¤fte der Gesellschaft und hat die
verantwortliche Leitung und Ã�berwachung des gesamten GeschÃ¤ftsbetriebs nach
MaÃ�gabe des Gesetzes, des Gesellschaftsvertrages, einer etwaigen
GeschÃ¤ftsordnung fÃ¼r die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und der BeschlÃ¼sse der
Gesellschafterversammlung â�¦ Â§ 2 GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und Vertretung

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist befugt, die Gesellschaft gerichtlich und auÃ�ergerichtlich
allein zu vertreten und die GeschÃ¤fte der Gesellschaft allein zu fÃ¼hren.
EinschrÃ¤nkungen ergeben sich nur durch Gesetz, Gesellschaftsvertrag,
GeschÃ¤ftsordnung der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und BeschlÃ¼sse der
Gesellschafterversammlung.

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit.

Â§ 3 Arbeitszeit

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist an eine bestimmte Arbeitszeit nicht gebunden. Die
Arbeitszeit richtet sich vielmehr nach den betrieblichen Erfordernissen und ist vom
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer frei und eigenverantwortlich zu gestalten.

Â§ 4 VergÃ¼tung

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer erhÃ¤lt ein Monatsgehalt in HÃ¶he von 3.500,00 EUR
brutto, das jeweils zum Ende eines Monats zu zahlen ist.

(Abs. 2 Satz 1) Ferner erhÃ¤lt der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit eine
Tantieme â�¦ Â§ 5 Haftung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers â�¦ (Abs. 2) Der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer haftet gegenÃ¼ber der Gesellschaft nicht, sofern und soweit er
auf ausdrÃ¼ckliche Weisung der Gesellschafter tÃ¤tig geworden ist.

Â§ 6 VergÃ¼tungsfortzahlung

(Satz 1) Im Krankheitsfall oder bei sonstiger unverschuldeter Verhinderung bleibt
der Anspruch auf die feste VergÃ¼tung fÃ¼r die Dauer von drei Monaten bestehen
â�¦ Â§ 9 Vertragsdauer

Dieser Vertrag ist auf unbestimmte Dauer abgeschlossen.

Vertragsbeginn ist der 1. Februar 2012.

Ab diesem Zeitpunkt beginnt die TÃ¤tigkeit des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers. Dieser Vertrag
ersetzt alle bisherigen arbeits- oder dienstvertraglichen Vereinbarungen ersatzlos.
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Â§ 10 KÃ¼ndigung â�¦ (Abs. 4) Die Abberufung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers gilt
gleichzeitig als KÃ¼ndigung dieses Vertrages zum nÃ¤chstmÃ¶glichen Zeitpunkt
â�¦".

I. Am 27. Februar 2012 stellte â�� jedenfalls auch â�� die KlÃ¤gerin bei der
Beklagten einen Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) auf
Ã�berprÃ¼fung des ihr gegenÃ¼ber ergangenen Bescheides vom 22. November
2011. Zum einen halte der Beigeladene zu 1 seit 16. August 2011 einen Anteil am
Stammkapital der KlÃ¤gerin von 20 %, zum anderen sei er insbesondere deren
"Kopf und Seele". Er allein verfÃ¼ge Ã¼ber die fÃ¼r die Aufrechterhaltung des
GeschÃ¤ftsbetriebs erforderlichen Kenntnisse und Kontakte. Demzufolge trÃ¤fen
die Gesellschafter Entscheidungen ausschlieÃ�lich nach den Empfehlungen des
Beigeladenen zu 1.

Mit gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin erlassenem Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 lehnte die
Beklagte den Ã�berprÃ¼fungsantrag der KlÃ¤gerin mit der BegrÃ¼ndung ab, im
Bescheid vom 22. November 2011 sei weder das Recht unrichtig angewandt noch
von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen worden. Besondere Kenntnisse
stÃ¼nden der Beurteilung als abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung nicht entgegen. Der
Beigeladene zu 1 sei nach wie vor Minderheitsgesellschafter.

Ein inhaltlich gleich lautender Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 erging auch
gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1.

Gegen den ihr gegenÃ¼ber erlassenen Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 legte die
KlÃ¤gerin bei der Beklagten am 15. MÃ¤rz 2012 Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte sie aus, bei der Beurteilung der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1 als
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer (abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung oder
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit) dÃ¼rfe nicht nur sein Anteil am Stammkapital
BerÃ¼cksichtigung finden, vielmehr sei maÃ�geblich, dass er ausweislich des
Anstellungsvertrages und des Gesellschaftsvertrages keinerlei BeschrÃ¤nkungen
unterlegen habe; denn im Gesellschaftsvertrag seien keine zustimmungspflichtigen
GeschÃ¤fte genannt worden, so dass Â§ 2 Abs. 2 des Anstellungsvertrages ins Leere
laufe (Schreiben vom 5. April 2012).

Durch "Ã�nderungsvereinbarung zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag vom 1.
Februar 2012" vereinbarten die KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 1 unter dem 28.
Mai 2012 mit Wirkung vom 1. Juni 2012 die ErhÃ¶hung des Monatsgehalts auf
5.000,00 EUR brutto. Dem lag ein entsprechender Gesellschafterbeschluss vom 28.
Mai 2012 zu Grunde.

Mit an die KlÃ¤gerin gerichtetem Widerspruchsbescheid vom 20. August 2012 wies
die Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin gegen den Bescheid vom 8. MÃ¤rz
2012 zurÃ¼ck. Ein Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer mit einer nur
eingeschrÃ¤nkten SperrminoritÃ¤t, die sich nicht auf sÃ¤mtliche Angelegenheiten
der Gesellschaft beziehe, habe keinen maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke
der Gesellschaft. Er sei nicht dazu in der Lage, sich gegenÃ¼ber Weisungen der
Mehrheit in Bezug auf Zeit, Dauer, Ort und Art seiner GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit
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zur Wehr zu setzen. Somit sei weder das Recht unrichtig angewandt noch von
einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen worden. Der Bescheid vom 22.
November 2011 entspreche demnach der Sach- und Rechtslage.

GegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1 erging kein entsprechender Bescheid.

Gegen den Bescheid der Beklagten vom 8. MÃ¤rz 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. August 2012 hat die KlÃ¤gerin unter dem
Aktenzeichen S 47 KR 717/12 am 17. September 2012 Klage beim Sozialgericht
(SG) Dresden erhoben.

Durch Gesellschafterbeschluss vom 28. November 2012 haben die KlÃ¤gerin und
der Beigeladene zu 1 die Stundung seiner GehaltsansprÃ¼che fÃ¼r die Monate von
Dezember 2012 bis MÃ¤rz 2013 auf den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2013
vereinbart.

Mit Gesellschafterbeschluss vom 1. November 2013 ist der Gehaltsanspruch des
Beigeladenen zu 1 ab November 2013 von 5.000,00 EUR auf 4.000,00 EUR reduziert
worden.

Durch Gesellschafterbeschluss vom 9. Januar 2013 ist Danny Roller "mit sofortiger
Wirkung" zum neuen weiteren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt worden. Eine
entsprechende Eintragung im Handelsregister ist am 28. Januar 2013 erfolgt
(Handelsregisterauszug HRB 29316 vom 5. November 2020). Nach dessen
Einarbeitung durch den Beigeladenen zu 1 ist dieser selbst als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
ausgeschieden; dies ist im Handelsregister am 13. August 2014 eingetragen worden
(Handelsregisterauszug HRB. vom 5. November 2020).

Mit Gesellschafterbeschluss vom 12. November 2013 haben die KlÃ¤gerin und der
Beigeladene zu 1 die Stundung seiner GehaltsansprÃ¼che fÃ¼r die Monate von
November 2013 bis Mai 2014 auf den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2014
vereinbart.

Zur BegrÃ¼ndung ihrer Klage hat die KlÃ¤gerin vorgetragen, ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer habe nicht
vorgelegen. Der Beigeladene zu 1 sei der einzige Gesellschafter, der Ã¼ber die
fÃ¼r die Aufrechterhaltung des GeschÃ¤ftsbetriebs notwendigen Kontakte
verfÃ¼ge. Bis Februar 2011 sei der Beigeladene zu 1 fÃ¼r die KlÃ¤gerin
unentgeltlich tÃ¤tig gewesen. Der Gesellschaftsvertrag der KlÃ¤gerin habe keine
zustimmungspflichtigen GeschÃ¤fte fÃ¼r den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer vorgesehen.
TatsÃ¤chlich habe der Beigeladene zu 1 weisungsunabhÃ¤ngig und selbststÃ¤ndig
Ã¼ber die Geschicke der KlÃ¤gerin entschieden. Dass die Ã¼brigen Gesellschafter
dem Beigeladenen zu 1 Weisungen hÃ¤tten erteilen kÃ¶nnen, sei unbeachtlich, weil
dies tatsÃ¤chlich nicht erfolgt sei. Der Anspruch des Beigeladenen zu 1 auf eine
Tantieme zeige sein Unternehmerrisiko. DarÃ¼ber hinaus sei der Beigeladene zu 1
"Kopf und Seele" der KlÃ¤gerin. Er allein sei fÃ¼r die operativen Entscheidungen
zustÃ¤ndig und verantwortlich gewesen. Trotz seiner Beteiligung am Stammkapital
der KlÃ¤gerin von weniger als 50 % habe er einen maÃ�geblichen Einfluss auf die
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KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bt. Er allein habe auch Mitarbeiter eingestellt oder entlassen,
ohne dass es insoweit BeschlÃ¼sse der Gesellschafter hierzu gegeben hÃ¤tte.
Ferner mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt werden, dass der Beigeladene zu 1 seine
VergÃ¼tung gestundet habe.

Die Beklagte hat an ihrer bisherigen Auffassung festgehalten. Es kÃ¶nne nur
derjenige maÃ�gebend Einfluss auf die Geschicke einer GmbH nehmen, der Ã¼ber
mindestens 50 % der Anteile am Stammkapital oder die zum Erreichen einer
SperrminoritÃ¤t benÃ¶tigten Kapitalanteile verfÃ¼ge. Denn die Stimmrechte zur
Beschlussfassung richteten sich nach der kapitalmÃ¤Ã�igen Beteiligung. Der
Beigeladene zu 1 habe aber zunÃ¤chst lediglich Anteile von 16,67 % und zuletzt
Anteile von 20 % des Stammkapitals gehalten. Nach Â§ 10 der Satzung sei zur
Beschlussfassung der Gesellschafter jedoch die Mehrheit der abgegebenen
Stimmen erforderlich. Der Beigeladene zu 1 habe somit nach den Regelungen in der
Satzung nicht Ã¼ber die Rechtsmacht verfÃ¼gt, wesentliche BeschlÃ¼sse der
Gesellschafterversammlung herbeizufÃ¼hren oder zu verhindern. Vielmehr habe er
als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer nur im Rahmen des Gesellschaftsvertrages und der
GesellschafterbeschlÃ¼sse handeln dÃ¼rfen und damit der Ã�berwachung durch
die Gesellschafterversammlung unterlegen. Er habe sich damit nicht von einem
leitenden Angestellten anderer Unternehmen unterschieden. In Anbetracht der
bindenden Regelungen des Gesellschaftsvertrages und des Anstellungsvertrages
komme es daher nicht darauf an, ob der Beigeladene zu 1 in seiner Funktion als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer "Kopf und Seele" des Betriebes und allein fachkundig sei. Im
Ã�brigen sei die "Kopf und Seele"-Rechtsprechung des BSG inzwischen aufgegeben
worden (Hinweis auf die Urteile des BSG vom 29. Juli 2015 mit den Aktenzeichen B
12 KR 23/13 R und B 12 R 1/15 R). Die Gewinnbeteiligung in Form einer Tantieme
sei nicht mit einem Wagniskapital gleichzusetzen, sondern Ausdruck eines â�� auch
bei Arbeitnehmern verbreiteten â�� leistungsorientierten
VergÃ¼tungsbestandteiles (Hinweis auf BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12
KR 25/10 R). Aus einer DarlehensgewÃ¤hrung kÃ¶nne kein unternehmerisches
Risiko hergeleitet werden (Hinweis auf BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 12
KR 9/14 R).

II. Am 8. November 2012 stellten die KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 1 bei der
Beklagten erneut einen Antrag auf Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen
Status in Bezug auf die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1 als Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der KlÃ¤gerin ab dem Zeitpunkt der "GrÃ¼ndung der
Gesellschaft am 31.08.2010". Dabei gab der Beigeladene zu 1 unter anderem an,
sein regelmÃ¤Ã�iges Jahresarbeitsentgelt aus der zu beurteilenden TÃ¤tigkeit
werde die Jahresarbeitsentgeltgrenze von 50.850,00 EUR im Jahre 2012
voraussichtlich Ã¼berschreiten. In den Jahren 2010 und 2011 sei sie jeweils nicht
Ã¼berschritten worden. Er unterliege keiner Kontrolle durch die KlÃ¤gerin
hinsichtlich der AuftragsausfÃ¼hrung, EinschrÃ¤nkungen und Vorgaben
bestÃ¼nden insoweit nicht. Ebenso wenig sei er an Vorgaben bezÃ¼glich seiner
Arbeits- und Anwesenheitszeiten gebunden. Entsprechendes gelte fÃ¼r seinen
TÃ¤tigkeitsort. Er kÃ¶nne nicht durch vertragliche Sonderrechte
GesellschafterbeschlÃ¼sse herbeifÃ¼hren oder verhindern. Seine tatsÃ¤chliche
durchschnittliche wÃ¶chentliche Arbeitszeit betrage mindestens 65 Stunden. Die
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KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 1 beantragten festzustellen, dass eine
BeschÃ¤ftigung nicht vorliegt.

Durch Bescheid vom 13. November 2012 teilte die Beklagte dem Beigeladenen zu 1
mit, dem erneuten Antrag vom 8. November 2012 kÃ¶nne nicht entsprochen
werden. Die Beklagte habe Ã¼ber den sozialversicherungsrechtlichen Status in der
zu beurteilenden TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bereits mit
Bescheid vom 22. November 2011 und Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 8. MÃ¤rz
2012 entschieden. Ein abermaliges Statusfeststellungsverfahren sei von der
Beklagten nicht durchzufÃ¼hren.

GegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin erging ein inhaltlich identischer Bescheid vom 13.
November 2012.

Gegen die Bescheide vom 13. November 2012 legten die KlÃ¤gerin und der
Beigeladene zu 1 Widerspruch ein (Schreiben vom 17. Dezember 2012). Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrten sie aus, der GeschÃ¤ftsfÃ¼hreranstellungsvertrag sei
geÃ¤ndert worden, weshalb eine erneute Beurteilung des Status des Beigeladenen
zu 1 erforderlich sei (Schreiben vom 25. Januar 2013).

Mit an die KlÃ¤gerin und den Beigeladenen zu 1 gerichteten Bescheiden vom 12.
Februar 2013 half die Beklagte den WidersprÃ¼chen gegen die beiden Bescheide
vom 13. November 2012 ab und nahm "die DurchfÃ¼hrung eines
Ã�berprÃ¼fungsverfahrens zum Bescheid vom 22.11.2011 anlÃ¤sslich Ihres
Antrages vom 08.11.2012 wieder" auf.

Durch Bescheid vom 22. Februar 2013 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, dem
"Antrag vom 08.11.2012 auf RÃ¼cknahme des Bescheides vom 22.11.2011"
kÃ¶nne nicht entsprochen werden. Auch unter BerÃ¼cksichtigung des am 1.
Februar 2012 abgeschlossenen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages und der
Ã�nderungsvereinbarung hierzu vom 28. Mai 2012 komme unter Zugrundelegung
von Â§ 44 SGB X keine abweichende Entscheidung in Betracht. Denn daraus ergebe
sich keine andere rechtliche WÃ¼rdigung der tÃ¤tigkeitsrelevanten Merkmale.
Hinsichtlich der Arbeitszeit, des Arbeitsortes und der AusfÃ¼hrung der TÃ¤tigkeit
sei dem Beigeladenen zu 1 weit gehende Gestaltungsfreiheit belassen. Trotzdem
bleibe die Arbeitsleistung fremdbestimmt, da sie sich in eine von der
Gesellschafterversammlung vorgegebene Ordnung des Betriebes eingliedere. Die
Weisungsgebundenheit verfeinere sich â�� wie bei Diensten hÃ¶herer Art Ã¼blich
â�� zur funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess. Allein aus der
weisungsfreien AusfÃ¼hrung der TÃ¤tigkeit kÃ¶nne jedoch nicht auf eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit geschlossen werden. Denn der Beigeladene zu 1 habe
nur im Rahmen des Gesellschaftsvertrages und der GesellschafterbeschlÃ¼sse
handeln dÃ¼rfen und habe daher der Ã�berwachung durch die
Gesellschafterversammlung unterlegen. Dies gelte auch dann, wenn die
Gesellschafter von ihrer Ã�berwachungsbefugnis regelmÃ¤Ã�ig keinen Gebrauch
gemacht hÃ¤tten. In Anbetracht der Zahlung fester BezÃ¼ge habe der Beigeladene
zu 1 kein Unternehmerrisiko getragen, weil ein solches voraussetze, dass der
Einsatz von Kapital oder der eigenen Arbeitskraft auch mit der Gefahr des Verlusts
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verbunden sei. Die zusÃ¤tzlich gewÃ¤hrte Gewinnbeteiligung in Form von
Tantiemen fÃ¼hre zu keiner anderen Beurteilung, da diese einem Wagniskapital
nicht gleichzusetzen, sondern Ausdruck eines â�� auch bei Arbeitnehmern
verbreiteten â�� leistungsorientierten VergÃ¼tungsbestandteiles seien.

Der Beigeladene zu 1 erhielt einen inhaltlich identischen Bescheid vom 22. Februar
2013.

Hiergegen legten die KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 1 Widerspruch ein.

Ein von den ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 1
vorgeschlagenes Ruhen des Widerspruchsverfahrens (Schreiben vom 23. Januar
2013) lehnte die Beklagte mit der BegrÃ¼ndung ab, die "Einbeziehung der
geÃ¤nderten VerhÃ¤ltnisse in das bereits laufende Verfahren beim Sozialgericht
Dresden fÃ¼r die Zeit ab 16.08.2011 sei nicht mÃ¶glich". Das bereits anhÃ¤ngige
Verfahren beim SG (S 47 KR 717/12) sei auf den Zeitpunkt der erneuten Ã�nderung
der VerhÃ¤ltnisse zu begrenzen.

Daraufhin begrÃ¼ndete die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin und des
Beigeladenen zu 1 die erhobenen WidersprÃ¼che (Schreiben vom 23. Januar 2013).
Der Beigeladene zu 1 habe maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der
Gesellschaft nehmen kÃ¶nnen. Insbesondere enthielten weder der
Gesellschaftsvertrag noch der Dienstvertrag Zustimmungsvorbehalte fÃ¼r
bestimmte GeschÃ¤fte. Der Beigeladene zu 1 habe keine fremdbestimmte
Dienstleistung erbracht. Er allein habe Ã¼ber die entscheidenden
Branchenkenntnisse verfÃ¼gt und sei "Kopf und Seele" des Unternehmens.
DarÃ¼ber hinaus bringe der Bezug einer Tantieme ein zusÃ¤tzliches
Unternehmerrisiko zum Ausdruck. Weiterhin mÃ¼sse beachtet werden, dass der
Beigeladene zu 1 seine VergÃ¼tung gestundet habe.

Mit an den Beigeladenen zu 1 gerichtetem Widerspruchsbescheid vom 23. Mai 2013
wies die Beklagte seinen Widerspruch zurÃ¼ck. Dem Begehren auf Feststellung,
dass auf Grund einer Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen ab 1. Februar 2012 in der
TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer keine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung
mehr ausgeÃ¼bt wird, kÃ¶nne nicht entsprochen werden. Der Bescheid vom 22.
November 2011 werde nicht aufgehoben. Die Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X
lÃ¤gen nicht vor. Weder durch den neuen GeschÃ¤ftsfÃ¼hreranstellungsvertrag
vom 1. Februar 2012 noch durch die Ã�nderungsvereinbarung zur ErhÃ¶hung der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervergÃ¼tung vom 28. Mai 2012 sei eine wesentliche Ã�nderung
in den VerhÃ¤ltnissen eingetreten. Der Anstellungsvertrag des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers
kÃ¶nne nicht mehr an Kompetenzen vermitteln als dies der Gesellschaftsvertrag
zulasse. Die BeschlÃ¼sse der Gesellschafter erfolgten weiterhin mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der Beigeladene zu 1 besitze nur 20 % der
Anteile am Stammkapital der Gesellschaft und habe dadurch keinen maÃ�geblichen
Einfluss auf deren Geschicke. Daher komme es nicht darauf an, ob er "Kopf und
Seele" des Betriebes sei. FÃ¼r eine Klage gegen diesen Widerspruchsbescheid sei
das SG T â�¦ zustÃ¤ndig.
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Dagegen hat der Beigeladene zu 1 unter dem Aktenzeichen am 24. Juni 2013 Klage
beim SG T â�¦ erhoben.

GegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin erging ein im Wesentlichen gleich lautender
Widerspruchsbescheid vom 23. Mai 2013. FÃ¼r eine Klage gegen diesen
Widerspruchsbescheid sei das Sozialgericht Dresden zustÃ¤ndig.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin unter dem Aktenzeichen S 47 KR 628/13 am 24. Juni
2013 Klage beim SG Dresden erhoben.

Zur BegrÃ¼ndung ihrer Klage hat sie vorgetragen, der Streitgegenstand des
vorliegenden Verfahrens unterscheide sich allein dadurch von demjenigen des
Verfahrens mit dem Aktenzeichen S 47 KR 717/12, dass sich auf Grund der
Ã�nderung des Dienstvertrages des Beigeladenen zu 1 die vertraglichen
Grundlagen geÃ¤ndert hÃ¤tten. Insbesondere sei Â§ 2 des ursprÃ¼nglichen
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages fÃ¼r Ã¼berflÃ¼ssig befunden und gestrichen
worden. Durch die Ã�nderungsvereinbarung vom 28. Mai 2012 sei die monatliche
VergÃ¼tung des Beigeladenen zu 1 von 3.500,00 EUR auf 5.000,00 EUR brutto
erhÃ¶ht worden.

Die Beklagte hat zur BegrÃ¼ndung auf den gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin ergangenen
Widerspruchsbescheid vom 23. Mai 2013 verwiesen. Weiterhin mÃ¼sse
berÃ¼cksichtigt werden, dass das BSG seine so genannte "Kopf und
Seele"-Rechtsprechung aufgegeben habe und dass aus einer DarlehensgewÃ¤hrung
kein unternehmerisches Risiko hergeleitet werden kÃ¶nne.

Durch Schreiben vom 22. Oktober 2013 hat die ProzessbevollmÃ¤chtigte der
KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 1 beim SG T â�¦ beantragt, das Verfahren mit
dem Aktenzeichen ruhend zu stellen. Dem Ruhen hat die Beklagte zugestimmt
(Schreiben vom 22. November 2013). Mit Beschluss vom 29. November 2013 hat
das SG T â�¦ das Ruhen des Verfahrens angeordnet.

Durch Beschluss vom 10. Juni 2016 hat das SG Dresden das Verfahren S 47 KR
628/13 zu dem nunmehr fÃ¼hrenden Verfahren S 47 KR 717/12 verbunden.

Nach umfangreichen weiteren Ermittlungen hat das SG die Klagen durch Urteil vom
10. Juni 2016 abgewiesen. Dabei hat es seiner Entscheidung den Antrag zu Grunde
gelegt, "den Bescheid vom 08.03.2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 20.08.2012 sowie den Bescheid vom 22.02.2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.05.2013 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, den Bescheid vom 22.11.2011 aufzuheben sowie festzustellen, dass
der Beigeladene ab dem 01.09.2010 nicht in einem sozialversicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu der KlÃ¤gerin steht". Die von der Beklagten im
Rahmen des Â§ 7a SGB IV getroffene Feststellung, der Beigeladene zu 1 sei bei der
KlÃ¤gerin vom 1. September 2010 bis zu seinem Ausscheiden als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer im Juli/August 2014 abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt gewesen und habe
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-, Kranken- und sozialen
Pflegeversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlegen, sei
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rechtlich nicht zu beanstanden. Der Beigeladene zu 1 sei bei der KlÃ¤gerin
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt gewesen. Denn er sei insbesondere bei der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung an die BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung
gebunden gewesen. Das ergebe sich auch aus der Neufassung von Â§ 2 des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages vom 1. Februar 2012 ("EinschrÃ¤nkungen
ergeben sich nur durch Gesetz, Gesellschaftsvertrag, GeschÃ¤ftsordnung der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung."). Der
Umstand, dass schon zuvor zustimmungspflichtige MaÃ�nahmen im
Gesellschaftsvertrag nicht geregelt worden seien, Ã¤ndere daran nichts. DarÃ¼ber
hinaus habe der Beigeladene zu 1 in seiner Funktion als Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer nicht nur einen Anspruch auf ein festes Monatsgehalt gehabt,
sondern auÃ�erdem einen Anspruch auf Fortzahlung seines Arbeitsentgelts im
Krankheitsfall oder bei sonstiger unverschuldeter Verhinderung, ferner einen
solchen auf Inanspruchnahme von Urlaub. Die Mehrheit der
Gesellschafterversammlung habe gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1 Ã¼ber die
Rechtsmacht verfÃ¼gt, ihm in einem etwaigen Konfliktfall Weisungen zu erteilen.
Denn sein GeschÃ¤ftsanteil habe zunÃ¤chst bei 16,6 % und nach dem Ausscheiden
des Gesellschafters Hoffmann bei 20 % der Anteile am Stammkapital gelegen. Nach
Â§ 10 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages hÃ¤tten BeschlÃ¼sse der Gesellschaft
jedoch mit einfacher Mehrheit gefasst werden kÃ¶nnen. Die weit reichenden
Entscheidungsbefugnisse des Beigeladenen zu 1 hÃ¤tten nicht zu einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit gefÃ¼hrt. Vielmehr habe er als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in
funktionsgerecht dienender Teilhabe am Arbeitsprozess einem verfeinerten
Weisungsrecht unterlegen. An seiner "Kopf und Seele"-Rechtsprechung habe das
BSG nicht festgehalten. Denn eine AbhÃ¤ngigkeit der Statuszuordnung von rein
faktischem, nicht rechtlich gebundenem und daher jederzeit Ã¤nderbarem
Verhalten der Beteiligten entspreche nicht dem Erfordernis der Vorhersehbarkeit
sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde. Rechtlich hÃ¤tte es
allein die Mehrheit der Gesellschafter in der Hand gehabt, den Unternehmenszweck
zu bestimmen oder die Ausrichtung zu verÃ¤ndern. Dem Beigeladenen zu 1 hÃ¤tte
â�� nach den rechtlichen MÃ¶glichkeiten â�� von der Gesellschaftermehrheit auch
gekÃ¼ndigt werden kÃ¶nnen. Die GewÃ¤hrung von Tantiemen fÃ¼hre nicht zu
einem entscheidenden Unternehmerrisiko. Nach alledem sei der Beigeladene zu 1
in die fremdbestimmte Ordnung des Betriebes der KlÃ¤gerin eingegliedert gewesen.
Deshalb seien beide Klagen abzuweisen gewesen.

Gegen das ihr am 22. Juli 2016 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 19. August
2016 Berufung eingelegt.

Die KlÃ¤gerin macht unter Wiederholung ihres bisherigen Vortrags zusÃ¤tzlich
geltend, die Gesellschafterversammlung habe auch bei aufgetretenen
KonfliktfÃ¤llen mit den Mitgesellschaftern ihr Weisungsrecht tatsÃ¤chlich nicht
ausgeÃ¼bt. Neben der Satzung habe es eine schuldrechtliche
Stimmbindungsvereinbarung zwischen den Gesellschaftern W â�¦, Y â�¦ und dem
Beigeladenen zu 1 gegeben, jedenfalls seit Mitte des Jahres 2011. Danach hÃ¤tten
die Stimmrechte in der Gesellschaft kÃ¼nftig nur einheitlich ausgeÃ¼bt werden
sollen. Bei dieser Sachlage sei die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1 als
selbststÃ¤ndig anzusehen (Hinweis unter anderem auf SÃ¤chsisches
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Landessozialgericht [LSG], Urteil vom 4. MÃ¤rz 2014 â�� L 1 KR 9/11). Die
Auffassung des BSG, Stimmbindungsvereinbarungen kÃ¶nnten fÃ¼r die
sozialversicherungsrechtliche Statusbeurteilung nicht von Bedeutung sein,
Ã¼berzeuge nicht. Zudem habe die "Kopf und Seele"-Rechtsprechung des BSG ein
schutzwÃ¼rdiges Vertrauen der Rechtsunterworfenen begrÃ¼ndet. Die Abkehr von
dieser Rechtsprechung habe sich frÃ¼hestens Ende 2012 angedeutet, ihre
ausdrÃ¼ckliche Aufgabe sei erst im Jahre 2015 erfolgt. Die erhobenen BeitrÃ¤ge
seien verjÃ¤hrt.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 10. Juni 2016 aufzuheben und

1. die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 8. MÃ¤rz 2012 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 20. August 2012 zu verpflichten, den Bescheid
vom 22. November 2011 aufzuheben und festzustellen, dass der Beigeladene zu 1
in seiner TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin in der Zeit
vom 1. September 2010 bis 13. August 2014 nicht der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Kranken-, Renten- und sozialen Pflegeversicherung sowie nach dem
Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlag,

2. den Bescheid vom 22. Februar 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 23. Mai 2013 aufzuheben und festzustellen, dass der Beigeladene zu 1 in
seiner TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin in der Zeit
vom 1. Februar 2012 bis 13. August 2014 nicht der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Kranken-, Renten- und sozialen Pflegeversicherung sowie nach dem
Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlag.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Nach der
Rechtsprechung des BSG sei allein die sich aus dem Gesellschaftsvertrag
ergebende Rechtsmacht entscheidend. Auf die tatsÃ¤chliche Handhabung oder
auÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrages bestehende Stimmbindungsabreden oder
Veto-Rechte komme es nicht an (Hinweis auf BSG, Urteile vom 14. MÃ¤rz 2018 mit
den Aktenzeichen B 12 KR 13/17 R und B 12 R 5/16 R).

Dem Senat haben die Verwaltungsakte der Beklagten sowie die Gerichtsakten
beider RechtszÃ¼ge vorgelegen, ebenso die Akte zu dem vor dem SG T â�¦
anhÃ¤ngigen Verfahren mit dem Aktenzeichen â�¦

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat kann ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden, da das
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten hierzu vorliegt (Â§ 124 Abs. 2 SGG).
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Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist ganz Ã¼berwiegend unbegrÃ¼ndet (II).

Sie ist lediglich begrÃ¼ndet, soweit sie sich auf die Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Kranken- und sozialen Pflegeversicherung in der Zeit vom 1. Januar
2013 bis 31. Oktober 2013 bezieht (I).

I. Das Urteil des SG vom 10. Juni 2010 sowie der Bescheid der Beklagten vom 22.
Februar 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2013 waren
abzuÃ¤ndern; es war festzustellen, dass der Beigeladene zu 1 als Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Oktober
2013 nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und sozialen
Pflegeversicherung unterlag.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erlass des Bescheides vom 22. Februar 2013 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2013 ist ausschlieÃ�lich Â§ 48
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Nr. 1 SGB X. Dass die Beklagte beim Erlass
des Bescheides vom 22. Februar 2013 noch Â§ 44 SGB X benannte und erst im
Widerspruchsbescheid vom 23. Mai 2013 auf Â§ 48 SGB X Bezug nahm, ist
unschÃ¤dlich. Denn dadurch entsteht der KlÃ¤gerin kein Rechtsnachteil, weil Â§ 44
SGB X fÃ¼r sie zu keinem gÃ¼nstigeren Ergebnis fÃ¼hren kann (siehe dazu noch
unter II 1 a bis b).

Ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung ist fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in
den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt (Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X).
Der Verwaltungsakt soll mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden, soweit die Ã�nderung zu Gunsten des
Betroffenen erfolgt (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X).

Bei dem Verwaltungsakt vom 22. November 2011 handelte es sich um einen
solchen mit Dauerwirkung.

In den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen trat gegenÃ¼ber seinem Erlass dadurch eine
wesentliche Ã�nderung ein, dass der Beigeladene zu 1 fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit als
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin auf Grund der
"Ã�nderungsvereinbarung zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag vom 1. Februar
2012" vom 28. Mai 2012 ab 1. Juni 2012 einen Anspruch auf monatliches
Arbeitsentgelt von 5.000,00 EUR brutto hatte. Dadurch war der Beigeladene zu 1 in
der gesetzlichen Krankenversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V) versicherungsfrei. Die Jahresarbeitsentgeltgrenze im
Jahre 2012 betrug nÃ¤mlich 50.850,00 EUR (4.237,50 EUR monatlich).

Da der Beigeladene zu 1 die Jahresarbeitsentgeltgrenze fÃ¼r das Jahr 2012 in
HÃ¶he von 4.237,50 EUR monatlich und prognostisch auch diejenige in HÃ¶he von
(52.200,00 EUR: 12 Monate =) 4.350,00 EUR monatlich fÃ¼r das Jahr 2013 (vgl. Â§
6 Abs. 4 Satz 2 SGB V) Ã¼berschritt, war er ab 1. Januar 2013 in der gesetzlichen
Krankenversicherung versicherungsfrei. Denn bei einer ErhÃ¶hung des
Arbeitsentgelts ist nicht auf das Kalenderjahr, sondern auf die HÃ¶he der
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gegenwÃ¤rtigen MonatsbezÃ¼ge abzustellen (siehe hierzu Gerlach in Hauck/Noftz,
SGB V, Stand Juni 2012, Â§ 6 Rn. 35, 45 und insbesondere Rn. 54; vgl. auÃ�erdem
Felix in jurisPK-SGB V, 3. Auflage, Â§ 6 Rn. 17, 19). Â§ 6 Abs. 4 SGB V regelt dann
ausdrÃ¼cklich den Zeitpunkt des Ausscheidens aus der Versicherungspflicht, wenn
die Jahresarbeitsentgeltgrenze Ã¼berschritten wird (siehe hierzu und zum
Folgenden Gerlach in Hauck/Noftz, SGB V, Stand Juni 2012, Â§ 6 Rn. 53). Danach
endet die Versicherungspflicht mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
Jahresarbeitsentgeltgrenze Ã¼berschritten wird.

Da das monatliche Arbeitsentgelt des Beigeladenen zu 1 ab 1. November 2013 von
5.000,00 EUR auf 4.000,00 EUR reduziert wurde (Gesellschafterbeschluss vom 1.
November 2013), war der Beigeladene zu 1 in der gesetzlichen
Krankenversicherung ab diesem Zeitpunkt nicht mehr versicherungsfrei. Denn die
Versicherungspflicht tritt insoweit bei Unterschreitung der
Jahresarbeitsentgeltgrenze sofort ein (so Gerlach in Hauck/Noftz, SGB V, Stand
Januar 2020, Â§ 6 Rn. 62; siehe hierzu und zum Folgenden auch Felix in jurisPK-SGB
V, 4. Auflage, Â§ 6 Rn. 36). Dies folgt aus dem Fehlen einer Â§ 6 Abs. 4 SGB V
entsprechenden Regelung fÃ¼r den Fall der Unterschreitung der
Jahresarbeitsentgeltgrenze.

GemÃ¤Ã� Â§ 20 Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch gilt fÃ¼r die
Pflegeversicherung Entsprechendes.

Die Beklagte musste auf den Antrag der KlÃ¤gerin vom 8. November 2012 insofern
den Zeitpunkt der Ã�berschreitung der Jahresarbeitsentgeltgrenze ab 1. Januar
2013 (erste Ã�nderung) berÃ¼cksichtigen. Der Zeitpunkt der Ã�berschreitung liegt
â�� vom Erlass des Bescheides vom 22. Februar 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2013 aus gesehen â�� in der Vergangenheit,
so dass Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X zur Anwendung kommt.

Dessen Voraussetzungen liegen vor.

Die erste Ã�nderung erfolgte zu Gunsten der KlÃ¤gerin, da diese fÃ¼r Zeit vom 1.
Januar 2013 bis 31. Oktober 2013 in Bezug auf die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1
als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer keine BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Kranken-
und sozialen Pflegeversicherung zu entrichten hatte.

Das Wort "soll" lÃ¤sst eine ErmessensausÃ¼bung lediglich in einem atypischen Fall
zu. Ein atypischer Fall liegt vor, wenn der Einzelfall aufgrund seiner besonderen
UmstÃ¤nde von dem Regelfall der TatbestÃ¤nde nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X,
welche die Aufhebung des Bescheides fÃ¼r die Vergangenheit gerade rechtfertigen,
signifikant abweicht (so etwa Steinwedel in Kasseler Kommentar, SGB X, Stand Juli
2020, Â§ 48 Rn. 37). In der Regel hat eine Aufhebung mit Wirkung ab dem Zeitpunkt
der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse zu erfolgen, die BehÃ¶rde hat also eine
gebundene Entscheidung zu treffen (siehe nur BSG, Urteil vom 16. Januar 1986 â�� 
4b RV 25/85- juris Rn. 26; Brandenburg in jurisPK-SGB X, 2. Auflage, Â§ 48 Rn. 143,
und Steinwedel in Kasseler Kommentar, SGB X, Stand Juli 2020, Â§ 48 Rn 36).
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Bei der Feststellung einer Versicherungspflicht handelt es sich vorliegend um eine
im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens regelhafte Vorgehensweise, die
keine Besonderheiten erkennen lÃ¤sst. Besondere UmstÃ¤nde im Einzelfall, die eine
Abweichung vom Regelfall des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X rechtfertigen
kÃ¶nnten, sind nicht ersichtlich.

Allerdings war der zweiten Ã�nderung durch die erneute Unterschreitung der
Jahresarbeitsentgeltgrenze ab 1. November 2013 im Rahmen des gerichtlichen
Verfahrens Rechnung zu tragen. Dementsprechend war der Bescheid vom 22.
November 2011 â�� unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 22. Februar 2013 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2013 â�� auch insoweit
anzupassen.

II. Im Ã�brigen ist die Berufung der KlÃ¤gerin unbegrÃ¼ndet.

1. Materiell ist der Bescheid vom 22. November 2011 zwar rechtswidrig, soweit dort
eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-, Renten- und sozialen
Pflegeversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung fÃ¼r die Zeit vom
1. September 2010 bis 28. Februar 2011 festgestellt wurde, weil der Beigeladene zu
1 ausweislich Â§ 7 Abs. 1 des Anstellungsvertrages fÃ¼r Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer vom 10. MÃ¤rz 2011 in dieser Zeit unentgeltlich tÃ¤tig war.
Denn die Versicherungspflicht setzt ebenso wie der Versicherungsschutz in den
einzelnen Versicherungszweigen regelmÃ¤Ã�ig die Entgeltlichkeit der
BeschÃ¤ftigung voraus (vgl. BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2009 â�� B 12 R 11/07 R
â�� juris Rn. 20, und Segebrecht in jurisPK-SGB IV, 3. Auflage, Â§ 7 Rn. 17, 35 und
46).

Gleichwohl war die Beklagte mangels Rechtsgrundlage (auch insoweit) nicht unter
Aufhebung des Bescheides vom 8. MÃ¤rz 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. August 2012 zu verpflichten, den Bescheid vom
22. November 2011 aufzuheben und festzustellen, dass der Beigeladene zu 1 in
seiner TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin in der Zeit
vom 1. September 2010 bis 13. August 2014 nicht der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Kranken-, Renten- und sozialen Pflegeversicherung sowie nach dem
Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlag. Insoweit steht die Bestandskraft des
Bescheides vom 22. November 2011 entgegen.

a) Nach dem Sondertatbestand des Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X (zur Systematik siehe
Baumeister in jurisPK-SGB X, 2. Auflage, Â§ 44 Rn. 63, 92, und Steinwedel in
Kasseler Kommentar, Stand Juli 2020, Â§ 48 Rn. 4) ist ein Verwaltungsakt, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei seinem Erlass das
Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist,
der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht
erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind.

Diese Bestimmung kann in einem Statusfeststellungsverfahren keine Anwendung
finden, weil in diesem Zusammenhang weder Sozialleistungen zu Unrecht nicht
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erbracht noch BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind (siehe nur Merten in
Hauck/Noftz SGB X, Stand April 2018, Â§ 44 Rn. 45, 47 m.w.N., und LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 21. Februar 2019 â�� L 10 BA 1824/18 â�� juris Rn. 26;
a.A. â�� soweit ersichtlich â�� nur LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 4. Oktober
2017 â�� L 8 R 288/17 â�� juris Rn. 133, unter Hinweis auf Pietrek in jurisPK-SGB IV,
3. Auflage, Â§ 7a Rn. 160, der allerdings nur die MÃ¶glichkeit eines
Ã�berprÃ¼fungsantrages nach Â§ 44 SGB X erwÃ¤hnt, ohne nach den einzelnen
Regelungen in Â§ 44 SGB X zu differenzieren). Ein nur mittelbarer Bezug zur
Erhebung von BeitrÃ¤gen genÃ¼gt insoweit nicht (ebenso Hessisches LSG, Urteil
vom 15. MÃ¤rz 2010 â�� L 1 KR 47/08 â�� juris Rn. 33).

b) Es kann daher nur auf die Grundregelung des Â§ 44 Abs. 2 SGB X
zurÃ¼ckgegriffen werden. Insoweit ist die Definition der Rechtswidrigkeit in Â§ 44
Abs. 1 Satz 1 SGB X (unrichtige Rechtsanwendung bei Erlass des Bescheides,
Ausgehen von einem Sachverhalt, der sich als unrichtig erweist) grundsÃ¤tzlich
auch hier maÃ�geblich (Steinwedel in Kasseler Kommentar, Stand Juli 2020, Â§ 48
Rn. 4 spricht insoweit von einer "Quasi-Legaldefinition").

GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 2 Satz 1 SGB X ist ein rechtswidriger nicht begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt im Ã�brigen, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz
oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft zurÃ¼ckzunehmen.

Diese Vorschrift ist in Anbetracht ihrer Rechtsfolge nicht einschlÃ¤gig, weil die
KlÃ¤gerin eine RÃ¼cknahme fÃ¼r die Vergangenheit anstrebt. Eine solche ist nur
nach Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 SGB X mÃ¶glich. Danach kann ein derartiger
Verwaltungsakt auch fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden.

Die RÃ¼cknahme fÃ¼r die Vergangenheit ist bei einem feststellenden Bescheid wie
dem vorliegenden aber ausgeschlossen. Dies folgt aus dem Grundsatz, dass die
Beurteilung von VersicherungsverhÃ¤ltnissen rÃ¼ckwirkend grundsÃ¤tzlich nicht
geÃ¤ndert werden soll (BSG, Urteil vom 8. Dezember 1999 â�� B 12 KR 12/99 â��
juris Rn. 24, und Hessisches LSG, Urteil vom 15. MÃ¤rz 2010 â�� L 1 KR 47/08 â��
juris Rn. 34). So hat das BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung die rÃ¼ckwirkende
BegrÃ¼ndung einer Mitgliedschaft in der Krankenversicherung der Rentner
abgelehnt, wenn die Aufhebung einer die Mitgliedschaft ablehnenden bindenden
Entscheidung streitig war. Nichts anderes kann fÃ¼r den umgekehrten Fall der
BegrÃ¼ndung einer Versicherungspflicht auf Grund einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung gelten. Die Bestandskraft des Bescheides vom 22. November 2011
steht der Anwendbarkeit des Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 SGB X daher ausnahmsweise
entgegen (Â§ 77 Sozialgerichtsgesetz [SGG]).

c) Die Durchbrechung der Bestandskraft des Bescheides vom 22. November 2011
kommt auch nicht nach anderen Vorschriften in Betracht.

aa) Die Anwendung des Â§ 45 SGB X scheitert bereits an dem Umstand, dass es
sich bei dem Bescheid der Beklagten vom 22. November 2011 fÃ¼r die KlÃ¤gerin
nicht um einen rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt handelt. Denn der
Bescheid ist fÃ¼r sie (mittelbar) mit der spÃ¤teren Pflicht zur Zahlung von
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BeitrÃ¤gen verbunden.

bb) Â§ 48 SGB X setzt eine wesentliche Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnisse voraus, die beim Erlass eines Bescheides mit
Dauerwirkung vorgelegen haben, Daran fehlte es â�� wohl selbst nach dem Vortrag
der KlÃ¤gerseite â�� jedenfalls bis zum 31. Januar 2012, weil der geÃ¤nderte
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag erst am 1. Februar 2012 in Kraft trat (dazu im
Einzelnen unter 2).

2. Ebenso wenig war der Bescheid vom 22. Februar 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2013 im Ã�brigen aufzuheben und
festzustellen, dass der Beigeladene zu 1 in seiner TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1. Februar 2012 bis 13. August
2014 nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-, Renten- und
sozialen Pflegeversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlag.

Als Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erlass des Bescheides der Beklagten vom 22.
Februar 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2013 kommt
nur Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Nr. 1 SGB X in Betracht (siehe
hierzu schon oben I).

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag vom 1. Februar 2012 fÃ¼hrte hinsichtlich der
Zeit vom 1. Februar 2012 bis 13. August 2014 nicht zu einer wesentlichen
Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnisse.

Rechtsgrundlage der Entscheidungen der Beklagten ist Â§ 7a SGB IV. Danach
entscheidet die Beklagte auf Antrag, ob eine TÃ¤tigkeit versicherungspflichtig in
einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ausgeÃ¼bt wird oder als selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit nicht der Sozialversicherungspflicht unterliegt. Personen, die gegen
Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, unterliegen in der gesetzlichen Kranken-, sozialen
Pflege- und gesetzlichen Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung der Versicherungspflicht (Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V, Â§ 20 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch [SGB XI], Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch [SGB VI] und Â§ 25 Abs. 1 Satz 1 SGB III).

Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung
sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers (Satz 2 der Vorschrift). Nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG (siehe nur BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018
â�� B 12 KR 13/17 R â�� juris Rn. 16 f.), welcher der Senat folgt, setzt eine
BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich
abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall,
wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit,
Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers
unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten
hÃ¶herer Art â�� eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozess" verfeinert sein. Bei untergeordneten und einfacheren Arbeiten ist
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regelmÃ¤Ã�ig eine Eingliederung in eine fremde Arbeitsorganisation anzunehmen.
DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene
Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen
frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich ausgehend von den
genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hÃ¤ngt
davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen. Bei dieser AbwÃ¤gung kommt dem
Kriterium der Rechtsmacht eine besondere Bedeutung zu. Insoweit hat das BSG
ausgefÃ¼hrt (BSG, Urteil vom 30. April 2013 â�� B 12 KR 19/11 R â�� juris Rn. 14):

"Ob eine wertende Zuordnung zum Typus der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
gerechtfertigt ist, ergibt sich aus dem VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten, so wie es
im Rahmen des rechtlich ZulÃ¤ssigen tatsÃ¤chlich vollzogen worden ist.
Ausgangspunkt ist daher zunÃ¤chst das VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten, so wie
es sich aus den von ihnen getroffenen Vereinbarungen ergibt oder sich aus ihrer
gelebten Beziehung erschlieÃ�en lÃ¤sst. Eine im Widerspruch zu ursprÃ¼nglich
getroffenen Vereinbarungen stehende tatsÃ¤chliche Beziehung und die hieraus
gezogene Schlussfolgerung auf die tatsÃ¤chlich gewollte Natur der
Rechtsbeziehung geht der nur formellen Vereinbarung vor, soweit eine â�� formlose
â�� Abbedingung rechtlich mÃ¶glich ist. Umgekehrt gilt, dass die NichtausÃ¼bung
eines Rechts unbeachtlich ist, solange diese Rechtsposition nicht wirksam
abbedungen ist. Zu den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen in diesem Sinne gehÃ¶rt
daher unabhÃ¤ngig von ihrer AusÃ¼bung auch die einem Beteiligten zustehende
Rechtsmacht. In diesem Sinne gilt, dass die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse den
Ausschlag geben, wenn sie von Vereinbarungen abweichen. MaÃ�gebend ist die
Rechtsbeziehung so wie sie praktiziert wird und die praktizierte Beziehung so wie
sie rechtlich zulÃ¤ssig ist."

Diese MaÃ�stÃ¤be sind auch bei der Beurteilung der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen
zu 1 als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1.
Februar 2012 bis 13. August 2014 anzulegen (vgl. BSG, Urteil vom 18. MÃ¤rz 2018
â�� B 12 R 5/16 R â�� juris Rn. 13, und BSG, Urteil vom 18. MÃ¤rz 2018 â�� B 12 KR
13/17 R â�� juris Rn. 18). Dabei erachtet das BSG die Rechtsmacht eines
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers einer Gesellschaft mit beschrÃ¤nkter Haftung
fÃ¼r die Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit ausnahmsweise fÃ¼r
ausreichend, wenn er exakt 50 % der Anteile am Stammkapital hÃ¤lt oder ihm bei
einer geringeren Kapitalbeteiligung nach dem Gesellschaftsvertrag eine
umfassende, die gesamte UnternehmenstÃ¤tigkeit erfassende SperrminoritÃ¤t
eingerÃ¤umt ist (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� juris Rn.
21, BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 B 12 R 5/16 R â�� juris Rn. 16). Eine solche
SperrminoritÃ¤t kann allerdings nicht durch auÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrages
liegende UmstÃ¤nde begrÃ¼ndet werden. Denn auÃ�erhalb des
Gesellschaftsvertrages bestehende wirtschaftliche Verflechtungen,
Stimmbindungsabreden und Veto-Rechte zwischen einem Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sowie anderen Gesellschaftern und/oder der GmbH kÃ¶nnen die
sich aus dem Gesellschaftsvertrag ergebenden RechtsmachtverhÃ¤ltnisse nicht mit
sozialversicherungsrechtlicher Wirkung verschieben (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz
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2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� juris Rn. 22, BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â�� B
12 R 5/16 R â�� juris Rn. 17). Andernfalls fehlte es an der erforderlichen
Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde.

Der Beigeladene zu 1 war auch nach Ã�nderung des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hreranstellungsvertrages zum 1. Februar 2012 als
GesellschaftergeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der KlÃ¤gerin abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt.

Auch nach der Neufassung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages hatte der
Beigeladene zu 1 die GeschÃ¤fte der Gesellschaft nach MaÃ�gabe der BeschlÃ¼sse
der Gesellschafterversammlung zu fÃ¼hren (Â§ 1 des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages vom 1. Februar 2012). AuÃ�erdem unterlag er
bei der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und Vertretung der Gesellschaft den
EinschrÃ¤nkungen durch die BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung (Â§ 2
Abs. 1 Satz 2 des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages vom 1. Februar 2012).
SchlieÃ�lich war eine Haftung des Beigeladenen zu 1 gegenÃ¼ber der Gesellschaft
ausgeschlossen, sofern und soweit er auf ausdrÃ¼ckliche Weisung der Gesellschaft
tÃ¤tig geworden ist (Â§ 5 Abs. 2 des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages vom 1.
Februar 2012; vgl. insoweit schon die Regelungen in Â§ 4 Abs. 2 und Â§ 11 Abs. 4
Buchstabe d des Anstellungsvertrages fÃ¼r Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer vom
10. MÃ¤rz 2011). Da Â§ 10 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages vom 31. August 2010
nach wie vor grundsÃ¤tzlich die einfache Mehrheit zur Fassung von
GesellschafterbeschlÃ¼ssen vorsah, konnte der Beigeladene zu 1 auch mit seinem
zwischenzeitlich (ab 16. August 2011) auf 20 % gestiegenen Anteil am
Stammkapital der KlÃ¤gerin keinen maÃ�geblichen Einfluss auf deren Geschicke
ausÃ¼ben. Vielmehr unterlag er den Weisungen der Gesellschafterversammlung.

Die ihm in Â§ 3 des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrages vom 1. Februar 2012
eingerÃ¤umten Freiheiten im Hinblick auf seine Arbeitszeit Ã¤ndern daran nichts.
Darin kommt lediglich die â�� bei Diensten hÃ¶herer Art Ã¼bliche â��
funktionsgerecht dienende Teilhabe des Beigeladenen zu 1 am Arbeitsprozess der
KlÃ¤gerin zum Ausdruck.

Die GehaltserhÃ¶hung ab 1. Juni 2012 auf 5.000,00 EUR monatlich lÃ¤sst ebenfalls
keinen Schluss auf eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1 zu. Denn
im GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag vom 1. Februar 2012 war in Â§ 6 Satz 1 nach
wie vor eine arbeitnehmertypische Vereinbarung Ã¼ber eine Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall enthalten.

3. Im Ã�brigen ist darauf hinzuweisen, dass die von der KlÃ¤gerin vorgetragenen
Argumente nach der Rechtsprechung des BSG, welcher der erkennende Senat folgt,
ohnehin nicht die Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu
1 bei der KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1. MÃ¤rz 2011 bis 13. August 2014 rechtfertigen
wÃ¼rden.

a) Die Argumentation, dem Beigeladenen zu 1 seien durch die KlÃ¤gerin
tatsÃ¤chlich keine Weisungen erteilt worden, berÃ¼cksichtigt nicht, dass der
Beigeladene zu 1 im Konfliktfall oder im Fall eines ZerwÃ¼rfnisses stets die
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Weisungen der Mehrheit der Gesellschafter hÃ¤tte befolgen mÃ¼ssen. Dies galt
unabhÃ¤ngig von der Frage, ob es im Rahmen der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung
Zustimmungsvorbehalte gab.

Nur diese Betrachtungsweise wird auch derjenigen der Gesellschafter selbst
gerecht. Denn diese hatten im Gesellschafterbeschluss vom 10. MÃ¤rz 2011 selbst
angenommen, die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer â�� und damit auch der Beigeladene zu 1
â�� seien keine beherrschenden Gesellschafter im Sinne des Steuerrechts. Eine
beherrschende Stellung eines Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers einer GmbH liegt
aus steuerrechtlicher Sicht regelmÃ¤Ã�ig dann vor, wenn der Gesellschafter die
Mehrheit der Stimmrechte besitzt und deshalb bei Gesellschafterversammlungen
entscheidenden Einfluss ausÃ¼ben kann (so zum Beispiel Uckermann in
Uckermann/Fuhrmanns/Ostermayer/Doetsch, Das Recht der betrieblichen
Altersvorsorge, 2014, Kapitel 20 Rn. 3; siehe auch Bundesfinanzhof, Urteil vom 28.
April 2020 â�� VI R 44/17 â�� juris Rn. 27). Ein vergleichbarer MaÃ�stab hat aber
auch im Bereich des Sozialversicherungsrechts zu gelten, weil dem Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer andernfalls eine maÃ�gebliche Einflussnahme auf die Geschicke
der Gesellschaft nicht mÃ¶glich ist. Eine Einflussnahme in diesem Sinne setzt nach
der Rechtsprechung des BSG mindestens einen Anteil am Stammkapital von 50 %
oder eine umfassende SperrminoritÃ¤t voraus. Ã�ber beides verfÃ¼gte der
Beigeladene zu 1 zu keinem Zeitpunkt.

b) Die schuldrechtliche Stimmbindungsvereinbarung zwischen einem Teil der
Gesellschafter ab Mitte 2011 ist fÃ¼r die Beurteilung der TÃ¤tigkeit des
Beigeladenen zu 1 als Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ohne Bedeutung. Im
Gesellschaftsvertrag vom 31. August 2010 ist in Â§ 6 Abs. 1 lediglich geregelt, dass
zum Abschluss von StimmrechtsbindungsvertrÃ¤gen die Zustimmung sÃ¤mtlicher
Gesellschafter erforderlich ist. Daraus folgt aber noch keine gesellschaftsvertraglich
konkretisierte inhaltliche Stimmbindungsvereinbarung. Nur eine solche wÃ¼rde
aber dem Kriterium der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und
beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde gerecht. Soweit sich die KlÃ¤gerin auf die
frÃ¼here Rechtsprechung des 1. Senats des SÃ¤chsischen LSG bezogen hat (Urteil
vom 4. MÃ¤rz 2014 â�� L 1 KR 9/11 â�� juris Rn. 44 f., und Beschluss vom 9.
Februar 2015 â�� L 1 KR 103/15 B ER â�� amtlicher Umdruck S. 16 bis 18), ist
darauf hinzuweisen, dass der 1. Senat des SÃ¤chsischen LSG diese Rechtsprechung
inzwischen ausdrÃ¼cklich aufgegeben hat (siehe hierzu SÃ¤chsisches LSG,
Beschluss vom 1. Februar 2018 â�� L 1 KR 468/17 B ER â�� amtlicher Umdruck S.
15) und nunmehr der Rechtsprechung des BSG folgt. Auch der erkennende Senat
folgt insoweit der Rechtsprechung des BSG.

c) Die GewÃ¤hrung einer Tantieme als solche genÃ¼gt vor diesem Hintergrund
nicht, um die Annahme einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung auszuschlieÃ�en, zumal
die GewÃ¤hrung von Tantiemen an Arbeitnehmer nicht auÃ�ergewÃ¶hnlich ist
(BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â�� juris Rn. 28).

d) Die GewÃ¤hrung von Darlehen begrÃ¼ndet nur ein Haftungs- oder Ausfallrisiko,
nicht aber unternehmerische GestaltungsmÃ¶glichkeiten (vgl. BSG, Urteil vom 19.
August 2015 â�� B 12 KR 9/14 â�� juris Rn. 33). Nichts anderes kann fÃ¼r die
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Stundung der VergÃ¼tung gelten.

e) Die Argumentation der KlÃ¤gerin, der Beigeladene zu 1 sei "Kopf und Seele" der
Gesellschaft gewesen, verfÃ¤ngt ebenfalls nicht. Denn das BSG hat seine "Kopf und
Seele"-Rechtsprechung inzwischen aufgegeben (BSG, Urteil vom 29. Juli 2015 â�� B
12 KR 23/13 R â�� juris Rn. 29). Im Ã�brigen verfÃ¼gen auch leitende Angestellte
regelmÃ¤Ã�ig Ã¼ber die jeweils erforderlichen Branchenkenntnisse.

f) Ein Vertrauensschutz wurde durch die "Kopf und Seele"-Rechtsprechung des BSG
nicht begrÃ¼ndet (so ausdrÃ¼cklich BSG, Urteile vom 19. September 2019 â�� B
12 KR 21/19 R â�� juris Rn. 21 ff., B 12 R 7/19 R â�� juris Rn. 19 ff. und B 12 R
25/18 R â�� juris Rn. 19 ff.).

4. AbschlieÃ�end ist zu bemerken, dass der Status des Beigeladenen zu 1 als
(jedenfalls ursprÃ¼nglich) ordentlich Studierender kein anderes Ergebnis im
Hinblick auf die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und sozialen
Pflegeversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung zulÃ¤sst.

Denn bei einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 55 Stunden (spÃ¤ter sogar 65
Stunden) fÃ¼r die KlÃ¤gerin wurde der KlÃ¤ger nicht durch die Einschreibung als
Student versicherungspflichtig (vgl. Â§ 8 Abs. 1 Nr. 5 SGB V in der bis 14. Dezember
2018 geltenden Fassung), sondern durch seine fÃ¼r die KlÃ¤gerin entfaltete
TÃ¤tigkeit. Insofern ist auf den deutlich grÃ¶Ã�eren zeitlichen Umfang der
TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin abzustellen (BSG, Urteil vom 11. November 2003 â�� 
B 12 KR 5/03 R â�� juris Rn. 15, und Felix in jurisPK-SGB V, 4. Auflage, Â§ 6 Rn. 46).
Er war daher nicht gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V (in Verbindung mit Â§ 20 Abs.
1 Satz 1 SGB XI) versicherungsfrei.

Aus denselben GrÃ¼nden war er auch nicht gemÃ¤Ã� Â§ 27 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB
III versicherungsfrei (Wehrhahn in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III, 2. Auflage, Â§
27 Rn. 37).

5. Soweit die KlÃ¤gerin die Einrede der VerjÃ¤hrung im Hinblick auf etwaige
Beitragserhebungen erklÃ¤rt hat, ist darauf hinzuweisen, dass vorliegend
ausschlieÃ�lich Fragen der Statusfeststellung betroffen sind.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 SGG in Verbindung mit Â§
155 Abs. 1 Satz 3 Verwaltungsgerichtsordnung.

IV. GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, bestehen nicht (Â§ 160 Abs. 2 SGG; vgl.
insoweit auch Meyer-Ladewig u.a., SGG, Kommentar, Â§ 136 Rn. 5a und Â§ 160 Rn.
24a).

V. Die Streitwertfestsetzung stÃ¼tzt sich auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG in
Verbindung mit Â§ 52 Abs. 2 sowie Â§ 47 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1
Gerichtskostengesetz. Insoweit war zu berÃ¼cksichtigen, dass auch verbundene
Verfahren prozessrechtlich selbststÃ¤ndig bleiben. Da die bisherigen
Prozesshandlungen wirksam bleiben, wirkt sich dies auch in kostenrechtlicher
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Hinsicht aus (siehe hierzu Haupt/Wehrhahn in Ficht/JÃ¼ttner, SGG, 3. Auflage Â§
113 Rn. 8).

Erstellt am: 08.02.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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